
Zum Aufbau der Kapitel 

Der Kapitelaufbau folgt dem Doppelseiten- bzw. Vier-Seiten-Prinzip. Dieser 
Aufbau erleichtert die Strukturierung der Unterrichtsstunden.
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KOMPETENZEN

Sie verfügen (bald), wie alle anderen deutschen Bürger auch, 

über eine erhebliche Zahl von politischen Beteiligungsrechten 

und -möglichkeiten, die Sie im folgenden Kapitel erschließen 

und hinsichtlich ihres partizipativen Gehalts bewerten können. 

Zunächst können Sie Ihr Bild politischer Parteien erweitern und 

diese hinsichtlich der Frage analysieren, inwieweit sie die 

Bevölkerung repräsentieren und deren Interessen artikulieren 

(Kap. 2.2). Anschließend lernen Sie die Funktionen von Interes-

senverbänden für das politische System kennen sowie deren 

Strategien politischer Einflussnahme und Kriterien für ihre 

Durchsetzungschancen, um gesetzliche Regulierungen für 

deren Einflussnahme zu diskutieren (Kap. 2.3). Bürgerinitiativen 

gehören zu den wichtigsten Teilnahmemöglichkeiten auf 

Landes- und Gemeindeebene. In nicht wenigen Fällen waren 

Bürgerinitiativen auch Teil ganzer Sozialer Bewegungen (z. B. 

der Umweltbewegung), die gemäß einer bestimmten Stoßrich-

tung die Gesellschaft reformieren wollten. Beide Phänomene 

analysieren Sie in Kapitel 2.4. Ein weiteres „klassisches“ 

Beteiligungsrecht sind die Wahlen. Sie erhalten die Gelegenheit, 

sich weiterführende Kenntnisse über das bundesdeutsche 

Wahlsystem anzueignen, Gründe für die Wahlentscheidung bzw. 

-enthaltung von Bürgern herauszuarbeiten und schließlich 

Reformoptionen für das deutsche Wahlrecht zu erörtern (Kap. 

2.5). Abschließend erarbeiten Sie sich bestehende Elemente 

direkter Demokratie in Deutschland und Europa sowie die 

theoretischen Grundlegungen für repräsentative und direkt-

demokratisch politische Systeme (Kap. 2.6).

Am Ende dieses Kapitels 
sollten Sie Folgendes  
wissen und können:

…  zentrale Partizipationsrech-
te und -möglichkeiten der 
Bürger in der Bundesrepub-
lik Deutschland und der 
Europäischen Union sowie 
deren Funktionen für das 
politische System erklären 
(Parteien, Interessenver-
bände, Wahlen, Bürgeriniti-
ativen).

…  analysieren, inwieweit die 
bestehenden Beteiligungs-
elemente geeignet sind, die 
Bevölkerung zu repräsen-
tieren, ihre Interessen 
politisch zu artikulieren, 
alle Bevölkerungsteile ins 
politische System zu 
integrieren und die politi-
schen Entscheider zu 
kontrollieren.

…  repräsentative und direkt-
demokratische Systeme 
unter Verwendung politik-
theoretischer Annahmen 
erläutern. 

…  Reformvorschläge für 
Elemente des demokrati-
schen Systems der Bundes-
republik (z. B. Wahlrecht, 
Parteien) erörtern.

Was wissen und können Sie schon?

1  Benennen Sie die auf der linken Seite abgebildeten Formen politi-
scher Beteiligung für Bürgerinnen und Bürger.

2  Gruppieren Sie die Beteiligungsformen nach selbst gewählten 
Kriterien.

3  Schätzen Sie ein, mit welcher Beteiligungsform Bürgerinnen und 
Bürger die größte Durchsetzungskraft entfalten.
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Einführung
Jedes Kapitel beginnt mit einem Problem-
aufriss, einer Lernstandserhebung und der 
Formulierung der im Kapitelverlauf zu erwer-
benden Kompetenzen.

Aufgaben 
Jede Unterrichtseinheit (Doppelseite) beginnt mit einer optisch hervorgehobenen 
Einstiegsaufgabe. Diese gewährleistet einen motivierenden und problemorientierten 
Auftakt für den Unterricht. Jede Themeneinheit schließt mit Aufgaben ab, die die Schü-
lerinnen und Schüler gezielt an den aufgeworfenen Zusammenhängen und Problem-
stellungen arbeiten lassen. Die Aufgaben sind durchgängig mit den Operatoren für das 
niedersächsische Abitur formuliert. 
In der Randspalte sind Aufgaben zum Helfen , Fordern  und mit besonderem me-
thodischen Schwerpunkt  platziert. Sie bilden den Ausgangspunkt für einen binnen-
differenzierten Unterricht, in dem alle möglich selbsttätig arbeiten können.
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Autorentext/-grafik

1.1  „Vorratsdatenspeicherung“ – politisches  
Problem = politische Entscheidung? 

Agenda Setting   
 vgl. Kap. 3.1.3 

Anschlag auf 
Satirezeitschrift
Am 7.1.2015 erschossen 
zwei islamistische 
Terroristen bei einem 
Überfall auf die linke 
Pariser Satirezeitschrift 
„Charlie Hebdo“ zwölf 
Menschen (darunter 
bekannte Karikaturis-
ten) und verletzten 
weitere zwanzig. Am 
folgenden Tag tötete ein 
Komplize der Täter bei 
einer Geiselnahme in 
einem koscheren 
Supermarkt in Paris vier 
Menschen. Alle drei 
Terroristen wurden von 
Sicherheitskräften 
erschossen.

Frage: „Welches sind Ihrer 
Meinung nach die (zwei) 
wichtigsten Probleme, denen 
Deutschland derzeit gegen-
übersteht?“ 

Zahlen: Standard-Euroba-
rometer 83, Europäische 
Kommission, Juli 2015 

Problem, politisches

Ein politisches Problem unterscheidet sich 
von einem privaten und auch einem techni-
schen Problem. Anders als das private Pro-
blem ist das politische Problem von großer, 
manchmal sogar von existenzieller Be-
deutsamkeit für eine gesellschaftliche 
Gruppe. Für diese Gruppe ist die Problem-
lösung daher dringlich. Im Gegensatz zum 
technischen Problem, für das es eine opti-
male Lösung gibt (Konvergenz), existieren 
für das politische Problem eine Vielzahl von 
– teilweise einander gegenüberstehenden 
– Lösungsansätzen (Divergenz). Welcher 

Bürger oder welcher Politiker welchen die-
ser Lösungsansätze bevorzugt, hängt vom 
jeweiligen Interesse und den eigenen Wert- 
orientierungen ab. Doch nicht nur die Lö-
sungsansätze unterscheiden sich vonein-
ander; denn ein politisches Problem steht 
nicht von vornherein exakt fest, sondern ist 
definitionsabhängig. Daher ringen bereits 
vor der Problembearbeitung die politischen 
Akteure um die Definitionshoheit für ein 
Problem.

Autorentext

Info

Politische Gegen-
wartsprobleme  
aus Sicht der 
Deutschen (2015)

Einwanderung

Bildungs- 
system

Gesundheit 
und Kranken-
versicherung

Renten 

Kriminalität

Arbeitslosigkeit

Terrorismus

Umwelt sowie 
Klima- und 
Energiefragen

46%

21%

15%

14%

13%

13%

12%

12%

M 2    Kurze Geschichte der Vorratsdatenspeicherung

M 3    Was umfasst die Vorratsdatenspeicherung 2015?

Der Bundestag hat im Oktober 2015 auf Initiative der Bundesregierung die Wiedereinfüh-
rung der Vorratsdatenspeicherung beschlossen.

1  Geben Sie die Kernelemente der 2015 vom Bundestag beschlossenen Vorratsdaten-
speicherung wieder (M 3).

2  Stellen Sie begründete Vermutungen zu der Frage an, welche politischen Institutionen 
und (gesellschaftlichen) Interessengruppen am politischen Prozess um die Vorratsda-
tenspeicherung beteiligt gewesen sein könnten.

3  Nehmen Sie vor dem Hintergrund Ihrer bisherigen Ergebnisse vorläufig Stellung zur 
Vorratsdatenspeicherung.

Aufgaben

zu Aufgabe 3
Halten Sie Ihre erste 
Stellungnahme inkl. 
Begründung schriftlich 
fest, um Sie am Ende 
des Kapitels zu 
differenzieren und ggf. 
zu verändern.

2006 2008 2.3.2010 8.4.2015 18.12.2015 

In Deutschland tritt ein Gesetz in Kraft, 
das Telekommunikationsanbieter 
verpflichtet, die oben genannten Daten 
für sechs Monate anlasslos zu speichern.

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) urteilt, dass die 
EU-Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung ungültig 
sei. Sie verstoße gegen die Europäische Charta der 
Menschenrechte. Die Richtlinie bleibt trotzdem in Kraft. 

Eine EU-Richtlinie verpflich-
tet die Mitgliedstaaten, 
Gesetze zu erlassen, um 
Verbindungs- bzw. Stand-
ortdaten von Festnetz- bzw. 
Mobiltelefonen sowie 
Internetanschlüssen 
anlasslos für einen gewis-
sen Zeitraum zu speichern. 

Das Bundesverfassungsgericht erklärte 
unter Berufung auf Art. 10, Abs. 1 GG 
das Gesetz von 2008 für verfassungs-
widrig. Es wies die Telekommunikati-
onsanbieter an, alle Daten umgehend zu 
löschen. Initiiert wurde das Verfahren 
2008 durch die Verfassungsbeschwerde 
von 35.000 Bürgern und damit die größte 
Massenklage in Deutschland bis dahin.

In Deutschland tritt ein 
geändertes Gesetz zur 
Vorratsdatenspeicherung in 
Kraft (vgl. M 3). Ab dem 1. 
Juli 2017 müssten danach 
Standortdaten vier Wochen 
und alle anderen Verbin-
dungsdaten zehn Wochen 
gespeichert werden.

Stellen Sie Vermutungen dazu an, ob sich die CSU mit einer Forderung der Speiche-
rung von Telefon- und Internetverbindungsdaten politisch durchsetzen konnte (M 1).

M 1     Wie kommt die Vorratsdatenspeicherung 2015 (erneut) auf die 
politische Agenda?

Die CSU nimmt den Anschlag auf die 
französische Satirezeitung „Charlie Heb-
do“ [am 7.1.2015] zum Anlass, auf alten 
Forderungen zur Terrorabwehr zu beste-
hen und fordert die Einführung der Vor-
ratsdatenspeicherung. […]
[Der damalige] Bundesjustizminister Hei-
ko Maas (SPD) müsse dafür sorgen, dass 
die Behörden auf die Kommunikations-
daten von Terroristen zugreifen könnten, 
erklärten die Innen- und Rechtsexperten 
der CSU-Bundestagsgruppe am Donners-
tag am Rande der CSU-Winterklausur im 
oberbayerischen Wildbad Kreuth. Die 
Vorratsdatenspeicherung sei ein uner-
lässliches Ermittlungsinstrument, um 
Anschläge wie am Mittwoch in Paris ef-
fektiv verhindern zu können. […]

In Deutschland gibt es keine gesetzliche 
Regelung zur Vorratsdatenspeicherung, 
seit das Bundesverfassungsgericht die 
deutschen Vorgaben 2010 gekippt hatte. 
Union und SPD vereinbarten zwar im Ko-
alitionsvertrag, das Instrument wieder 
einzuführen. Die Pläne liegen aber auf 
Eis, seit der Europäische Gerichtshof 
[2014] auch ein EU-Gesetz zur Vorratsda-
tenspeicherung gekippt hat.
Die CSU ist sich in der Frage aber nicht 
einig: Die CSU-Netzpolitiker und die Ber-
liner Staatssekretärin Dorothee Bär wie-
sen die Forderung zurück. Frankreich 
habe die Vorratsdatenspeicherung „und 
es hat gestern auch nichts verhindert“, 
schrieb Bär auf Twitter.
dpa, Frankfurter Rundschau, 8.1.2015
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Unterkapitel 
Jedes Unterkapitel zeichnet sich durch exemp-
larisches Vorgehen sowie eine konsequente 
Schüler- und Problemorientierung aus. Die 
Materialien sind multiperspektivisch angelegt 
und vertiefen zentrale Themenaspekte. Sie  
ermöglichen einen vielseitigen und kompe
tenzorientierten Unterricht. 

In Infoboxen und in der Randspalte werden 
grundlegende Sachinformationen platziert.
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1.1  „Vorratsdatenspeicherung“ – politisches  
Problem = politische Entscheidung? 

Anschlag auf 
Satirezeitschrift

Problem, politisches

Info

Politische Gegen-
wartsprobleme  
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Deutschen (2015)
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Aufgaben

zu Aufgabe 3
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Kritische Analyse politischer Informationen im Internet

Warum sollte ich politische Informationen kritisch analysieren?
Politische Ereignisse, Debatten und Positionen erreichen uns in der Regel nur medienver-
mittelt. Doch hat der Politiker, den wir für eine Äußerung kritisieren oder loben (und diese 
medial aufbereitete Position vielleicht bei Facebook oder WhatsApp teilen), sich tatsächlich 
so geäußert? Steht das im Internet kursierende Zitat möglicherweise in einem ganz anderen 
Zusammenhang, in dem es weniger kritisch zu bewerten wäre? Oder: Wie ist ein politischer 
Vorgang „wirklich“ abgelaufen?
Vielfach sind es nicht die uns als erstes – per Internet oder Social Media – erreichenden 
Nachrichten, die uns umfassend informieren; und wenn wir nur dieser ersten Nachricht 
trauen und folgen, steht unsere Bewertung eines Sachverhaltes auf sehr wackeligem Boden.

Ein Beispiel kann dies illustrieren: Am 7.9.2018 
veröffentlicht die rechtskonservative Wochen-

zeitung „Junge Freiheit“ auf ihrem Inter-
netauftritt folgende Nachricht, deren 

Veröffentlichung zahlreiche (pau-
schal) diffamierende Leserkommen-
tare hervorrief.

https://jungefreiheit.de/kultur/2018/goettin-
ger-gymnasium-bekommt-unisex-toiletten/ 
(veröffentlicht am 7.9.2018, Abruf am 
26.9.2018)

http://www.haz.de/Nachrichten/Der-Norden/Unisex-Toiletten-
Gymnasium-in-Goettingen-fuehrt-All-Gender-Klos-ein (veröf-
fentlicht am 6.9.2018, Abruf am 26.9.2018).

Wie in dem Bericht der Jungen Freiheit kenntlich 
gemacht wird, beruft sich die Redaktion auf eine 
Veröffentlichung der Hannoverschen Allgemeinen 
Zeitung (HAZ) – ruft man diesen Artikel auf, so wird 
deutlich, dass ein minimaler Eingriff der JF-Redak-
tion die Hauptaussage des Ursprungsartikels deut-
lich verändert: 

Wie sollte ich bei der kritischen Analyse von Internetseiten vorgehen? 
Gerade im schnelllebigen Internet sowie auf Social Media-Kanälen erscheint es besonders 
geboten, den Wahrheitsgehalt von Nachrichten genauer zu prüfen, ehe man sich selbst eine 
Meinung zu Sachverhalten und Positionen bildet und/oder diese Nachrichten selbst wei-
terverbreitet.
Dabei können Sie sich an den folgenden Hinweisen orientieren:

Schritt Beschreibung/Leitfragen

(1)  Darstellungsweise 
kontrollieren

•  Prüfen Sie, ob Inhalte überspitzt dargestellt werden, z. B. unter 
Auslassung von Erklärungen. Dies sollte ein erstes Alarmsignal sein. 
Wenig Inhalt, eine merkwürdige Quelle oder stark verkürzte 
Darstellungen sollten Sie aufmerksam machen. 

•  Wenn auf seriöse Quellen referiert wird, sollten Sie unbedingt auch in 
dieser Quelle recherchieren, um herauszufinden, ob die ursprüng- 
liche Aussage inhaltlich angemessen und vollständig berücksichtigt 
worden ist.

(2)  URL kontrollieren •  Prüfen Sie die Webadresse in der Browserzeile. Oft unterscheidet 
sich die URL minimal vom Original.

(3)  Impressum ansehen •  Sehen Sie sich das Impressum einer Website an. Sie geben Auskunft 
über den Urheber einer Nachricht. In Deutschland müssen Websites 
ein Impressum haben. Einer Seite ohne Impressum sollte man 
prinzipiell kein Vertrauen schenken.

(4)  Absender  
kontrollieren

•  Prüfen Sie das Profil eines Absenders: Wie lange gibt es den Account 
bereits? Welche Tweets/Posts wurden dort bislang abgesetzt? 
Wenige Follower und sehr neue Profile sollten Sie skeptisch werden 
lassen. Lesen Sie auch bisher veröffentlichte Beiträge des Absen-
ders: Sind diese in sich schlüssig, oder zeigen sich Widersprüche? 
Wer sind die Follower? Wurde das Profil auf Echtheit verifiziert 
(blauer Verifizierungshaken)?

(5)  Fotos und Videos 
überprüfen

•  Schauen Sie sich Fotos im Netz genau an: Wurde das Foto tatsächlich 
an dem angegebenen Ort aufgenommen? Verkehrsschilder und 
Autokennzeichen können Hinweise geben.

•  Mit der umgekehrten Bildersuche können Sie viele gefälschte Inhalte 
und im falschen Zusammenhang geteilte Inhalte entlarven. Durch 
den Foto-Upload in der Bildersuche von Suchmaschinen werden 
Webseiten angezeigt, auf denen das Foto integriert ist.  
Für eine umgekehrte Bildersuche können Sie die Bild-URL eingeben 
oder durch rechten Mausklick auf das Foto suchen lassen (im Dialog- 
fenster Option „In Google nach diesem Bild suchen“ auswählen).  
So bekommen Sie u. a. Hinweise auf Urheber und Datum. Andere 
Anbieter für „Rückwärtsbilder“-Suchen sind Tineye und RevEye.

(6)  Ähnliche  
Meldungen 

•  Geben Sie das Datum und die Überschrift bzw. das Thema in eine 
Suchmaschine ein und suchen Sie nach ähnlichen Meldungen in 
anderen Quellen.

1		Analysieren Sie die beiden Medientexte zu Unisex-Toiletten und arbeiten Sie – auch 
unter Berücksichtigung der Leserkommentare – mögliche Intentionen der Verfasser 
heraus.

2		Analysieren Sie eine Nachricht Ihrer Wahl anhand dieser Analyseschritte und beurtei-
len Sie ihre Glaubwürdigkeit. Wählen Sie vorzugsweise eine Nachricht aus, die Ihnen 
auf einem Social Media-Kanal begegnet ist.

Aufgaben

Links 
Folgende Internetseiten von 
beispielsweise öffentlich-
rechtlichen Fernsehsendern 
oder regierungsunabhängi-
gen Vereinen und Initiativen 
beobachten Internet und 
Social Media permanent 
nach Fake News und 
Desinformation und stellen 
solche Nachrichten 
begründet in Frage:
•  http://faktenfinder.

tagesschau.de/ (ARD)
•  https://www.mimikama.at/ 

(Verein zur Aufklärung 
über Internetmissbrauch)

•  Das Niedersächsische 
Landesinstitut für 
schulische Qualitätsent-
wicklung stellt die 
kostenlose App „Fake 
News Check“ zur 
Verfügung (Android, iOS), 
die Sie gezielt bei der 
Identifizierung von Fake 
News unterstützt.

Göttingen. Als erste Schule in Nieder-
sachsen hat das Hainberg-Gymnasium 
Göttingen (HG) am Donnerstag zwei Uni-
sex-Toilettenräume eröffnet. Dafür wur-
den zwei Toilettenräume im Neubau-Ge-
bäude, ehemals einer für Jungen und 
einer für Mädchen, umgewandelt.

Toilette für inter- und transsexuelle 
Schüler
Statt der Piktogramme für Jungen oder 
Mädchen steht an den Türen nun schlicht 
und neutral der Schriftzug „Toilette“. Das 
Prinzip einer Unisex-Toilette oder auch 
All-Gender-Toilette ist es, dass sie jeder, 
unabhängig von seiner geschlechtlichen 
Identität, nutzen kann.

Damit richten sich die Toiletten, die nun 
für alle Mitglieder der Schulgemein-
schaft zugänglich sind, vor allem an 
Schüler, die sich in der klassischen Ge-
schlechterordnung nicht wiederfinden, 
da sie beispielsweise inter- oder trans-
sexuell sind oder sich noch im Findungs-
prozess ihrer geschlechtlichen Identität 
befinden.

„Schüler, bei denen das der Fall ist, sol-
len auch die Gelegenheit haben, auf eine 
solche Toilette zu gehen“, unterstreicht 
Schulleiter Georg Bartelt: „Wir sind eine 
Unesco-Projekt-Schule und stehen des-
halb für Vielfalt.“
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GÖTTINGEN. Das Göttinger Hainberg-Gymnasium hat als ers-
te Schule in Niedersachsen Unisex-Toiletten eingeführt. Dafür 
wurden die bisherigen Mädchen- und Jungentoiletten in die 
geschlechtsneutralen Kloräume umgewandelt, berichtete die 
Hannoversche Allgemeine. Statt der Bilder für Mädchen und 
Jungen steht an der Tür zu den Sanitärräumen nun schlicht 
„Toilette“.
Besonders für Schüler, die sich keinem Geschlecht zugehörig 
fühlten, sei die Maßnahme gedacht. „Wir sind eine Unesco-
Projekt-Schule und stehen deshalb für Vielfalt“, begründete 
Schulleiter Georg Bartelt die neuen Waschräume.

„Wir wollen zeigen, daß wir bunt sind“
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2375  Soziale Ungleichheiten in der Sozialen Marktwirtschaft
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NDie ungleiche Verteilung von Einkommen und Vermögen in Deutschland ist seit Beginn 

der 1990er Jahre angestiegen. Damit liegt die Entwicklung im Trend zunehmender 
sozialer Ungleichheit in den westlichen Industrieländern (OECD). 

Bei der Einkommensungleichheit liegt Deutschland mit einem Gini-Koeffizienten von 

0,29 (2016) leicht unter dem OECD-Mittelwert, da staatliche Umverteilungsmaßnah-
men in Form von Steuern und Sozialleistungen die tatsächlichen Ungleichheiten beim 

Primäreinkommen abschwächen. Die Auseinanderentwicklung der Einkommens-

gruppen in Deutschland ist infolge guter Lohnabschlüsse in den letzten Jahren zudem 

teils rückläufig. 

Die Vermögensungleichheit ist in Deutschland dagegen auch in den letzten Jahren 

weiter signifikant gestiegen. Mit einem Gini-Koeffizienten von 0,79 (2017) besitzt 

Deutschland eine der stärksten Vermögenskonzentrationen unter den Industrielän-

dern. Die wachsende Ungleichheit hat drei wesentliche Ursachen: (1) Als langfristiger 

Effekt führen Einkommensunterschiede zu ungleichen Möglichkeiten, Vermögen auf-

zubauen. (2) Die Rendite von Kapital (Einkommen aus Vermögen und Unternehmens-

gewinnen) lag häufig über den Zuwächsen bei den Einkommen aus Erwerbstätigkeit. 

(3) Wachsende Unterschiede bei intergenerationalen Erbschaften verstärken die Ver-

mögenskonzentration zusätzlich. 

Ungleichheitsstrukturen sind Gegenstand kontroverser politischer Debatten, in denen 

sich verschiedene Konzepte sozialer Gerechtigkeit gegenüberstehen, die sich teils 

gegenseitig ausschließen. Die Bedarfsgerechtigkeit setzt beispielsweise die Leis-
tungsgerechtigkeit außer Kraft, wenn Menschen ohne etwas zu leisten eine an den 

Bedürfnissen orientierte Leistung erhalten. Dieser Widerspruch besteht auch zum 

Egalitätsprinzip, welches die Gleichverteilung der Güter vorsieht. Die motivierenden 

und produktiven Kräfte der Leistungs- und (Start-)Chancengerechtigkeit schaffen da-

gegen z. B. die Voraussetzung, um Maßnahmen zur Herstellung von Bedarfs- und 

Gleichheitsgerechtigkeit umzusetzen.

Einkommens- und Vermögensungleichheit hat unterschiedliche ökonomische, politi-

sche und gesellschaftliche Effekte. Aus volkswirtschaftlicher Perspektive bleibt Hu-
mankapital einerseits ungenutzt, da ökonomische Nachteile sich in Bildungsmerkma-

len fortschreiben. Andererseits ist soziale Ungleichheit ein starker Anreiz für 

individuelle Leistungsbereitschaft und steht somit oft am Beginn von (wirtschaftlichen) 

Innovations- und Wachstumsprozessen. 

Soziale Ungleichheit spiegelt sich zudem auch in deutlich unterdurchschnittlicher po-

litischer Partizipation ärmerer Bevölkerungsschichten wider. Die daraus resultieren-

de geringere politische Repräsentation unterer Einkommensschichten begrenzt deren 

gesellschaftliche Einflussmöglichkeiten und könnte die Legitimation des politischen 

Systems untergraben.

Neben der politischen Partizipation sind bei Zunahme von relativer Armut auch die 

soziale Teilhabe und der gesellschaftliche Zusammenhalt in Gefahr.

Wie sind Einkom-
men und Vermögen 
in Deutschland 
verteilt?
Basiskonzept:  

Ordnung und System

M xy

Wann sind Einkom-
men und Vermögen 
gerecht verteilt?
Basiskonzept: 

Motive und Anreize

M xy

Folgen von  
Ungleichheit
Basiskonzept: 

Ordnung und System

M xy

Methoden
Grundlegende Methoden und Arbeitstechniken für das Fach werden für Schüler- 
innen und Schüler verständlich und strukturiert eingeführt und beispielhaft 
ausgearbeitet. In Bausteinen werden die Aspekte der Urteilsbildung dargestellt 
und mit Arbeitshilfen versehen.

Orientierungswissen 
Orientierungswissen am Ende der Un-
terkapitel hilft, das erworbene Wissen 
konzentriert zu sichern, und ermög-
licht eine Wiederholung zentraler In-
halte.
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Das BIP der Volksrepublik China hat sich in 
den letzten 3 Jahrzehnten – vor allem ge-
trieben durch den Außenhandel – mehr als 
verdreißigfacht, die Wirtschaft wächst in 
den letzten Jahren mit relativ hoher Ge-
schwindigkeit, jährlich um etwa 6-8 %. 
Seit ihrer Gründung 1949 ist die Volksrepu-
blik China eine Einparteiendiktatur der 
Kommunistischen Partei Chinas (KPCh). 
„Gewählt“ wird das aus 1.500 Abgeordne-
ten bestehende Parlament, das aber faktisch 
über nur sehr wenig Macht verfügt. Tat-
sächlich gelenkt wird der Staat durch den 
150 Mitglieder starken „Ständigen Aus-
schuss“ des Nationalen Volkskongresses, 
sowie die Regierung („Staatsrat“ bestehend 
aus Ministerpräsidenten und den Ministern) 
und allen voran durch den Staatspräsiden-
ten als Staatsoberhaupt, welcher zudem 
Generalsekretär der KPCh ist.
Artikel 12 der chinesischen Verfassung be-
schreibt die Grundlage der Eigentumsord-
nung: „Das sozialistische öffentliche Eigen-
tum ist heilig.“ Daneben wurde im Jahr 
2007 ein Gesetz zur Reform des Eigentums-
rechts verabschiedet: „Das rechtmäßige Ei-
gentum individueller Personen soll gesetz-
lich geschützt sein. […] Illegale Besitznahme, 
Plünderung und Zerstörung von solchem 
Eigentum durch irgendeine Körperschaft 
oder eine Einzelperson ist verboten.“ Expli-
zit ausgenommen von diesem neuen Gesetz 
ist allein der Landbesitz, der nach wie vor 
ausschließlich staatlich kontrolliert wird. 
Chinas Wirtschaft war von den 1950er bis 
in die späten 1970er Jahre vollständig ver-
staatlicht. Bis heute stehen viele Unterneh-
men unter Kontrolle der öffentlichen Hand. 
Nach aktuellen Schätzungen (2017) gibt es 

in China rund 150.000 Staatsbetriebe. Den-
noch sind viele der Staatsbetriebe in an der 
Börse notierte Aktiengesellschaften umge-
wandelt worden. Privatinvestoren können 
so gewisse Anteile kaufen, die Regierung 
behält aber eine kontrollierende Mehrheit 
von mindestens 51 % der Aktien. Ihre Ma-
nager sind außerdem überwiegend hoch-
rangige Mitglieder der KPCh. Trotz wieder-
holter Ankündigungen, dass Privatin- 
vestoren künftig mehr Möglichkeiten ein-
geräumt werde, um sich an chinesischen 
Unternehmen zu beteiligen, kontrolliert die 
KPCh weiterhin faktisch alle relevanten 
Wirtschaftsbereiche, darunter sieben 
Schlüsselindustrien von Telekom über Luft-
fahrt bis Petrochemie. Im Jahr 2015 stellte 
die chinesische Regierung das Modernisie-
rungsprogramm „Made in China 2025“ vor, 
das einen Masterplan zum Aufstieg zur 
„Industrie-Supermacht“ vorgibt. Das Label 
„Made in China“ soll bis spätestens 2049 
nicht mehr für billige Massenware, sondern 
für Innovation, Qualität und Effizienz ste-
hen. In zehn zukunftsorientierten Hoch-
technologiebranchen wird China dann 
nach den Plänen der KPCh Weltmarktführer 
sein. 
Staatliche Lenkung findet in der chinesi-
schen Wirtschaft traditionell durch soge-
nannte „Fünfjahrespläne“ statt. Seit 2006 
heißen die ehemaligen Pläne „Richtlinien-
zielsetzungen“ und sind offener formuliert. 
Es existieren sowohl „Richtlinien“ für die 
gesamte Volkswirtschaft als auch für ein-
zelne Wirtschaftsbereiche oder Branchen. 
Seit 2016 gilt der 13. Fünfjahresplan.

Autorentext

Die chinesische Wirtschaftsordnung

  Geben Sie die Hauptaspekte der chinesischen Wirtschaftsordnung wieder.

2  Ordnen Sie wesentliche Elemente des chinesischen Wirtschaftssystems den Idealtypen 
„freie Marktwirtschaft“ bzw. „Zentralverwaltungswirtschaft“ zu.

3  Die Wirtschaftsordnung Chinas wird häufig als „sozialistische Marktwirtschaft“ 
bezeichnet. Überprüfen Sie diese Bezeichnung mithilfe Ihrer Kenntnisse.

Aufgaben

Vorgaben des 13. 
Fünfjahresplans
•  mind. 6,5 % jährliches 

Wirtschaftswachstum
•  Verdopplung des 

Durchschnittseinkom-
mens bis 2020 im 
Vergleich zu 2010

•  Zuwachs von 50 
Millionen Arbeitsplät-
zen in den Städten 

•  Reduzierung der 
CO2-Emissionen von 
18 % gemessen an der 
Wirtschaftsleistung
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Geiz macht arm

Das 20. Jahrhundert ist zur Hälfte vorbei, 
da registriert Jean Fourastié, dass Maschi-
nen in den Fabriken und auf den Feldern 
immer mehr Arbeit übernehmen. In Indus-
trie und Landwirtschaft, die lange domi-
nierten, wird der Mensch weniger ge-
braucht, schreibt der Ökonom 1949. […] Die 
anbrechende „Dienstleistungsgesellschaft“ 
beschere den Menschen [aber] weniger 
schmutzige und besser bezahlte Jobs, häu-
fig mit dem Kopf statt mit den Händen wie 
in Fabrik und Feld. […]
Heute […] findet tatsächlich nur noch jeder 
vierte Deutsche in der Industrie Beschäfti-
gung. Drei Viertel dagegen sind Dienstleis-
ter. Und jene besser bezahlten Kopfarbeiter, 
die [Fourastié] vorausahnte, sind überall 
anzutreffen.
Allerdings profitieren längst nicht alle von 
dieser Dienstleistungsgesellschaft. Bei vie-
len Service-Jobs bleiben die Menschen be-
ruflich zurück. Von wegen Kopfarbeit: Was 
Paketboten oder Altenpfleger, Kellner oder 
Verkäuferinnen überwiegend mit ihren 
Händen leisten, ist häufig unsicher und 
schlecht bezahlt. „Trotz Konjunkturbooms 
verdienen sieben Millionen Deutsche weni-
ger als 9,60 Euro die Stunde“, sagt DGB-
Chef Reiner Hoffmann, „die meisten sind 
Dienstleister.“ […] 
Es lohnt sich, gerade jetzt nachzudenken, 
warum das so ist – und was sich ändern 
lässt. […] Eine Ursache ist, dass sich für vie-
le Arbeitnehmer jedenfalls bei der Bezah-
lung als Nachteil erweist, was er für einen 
Vorteil hielt. […] Anders als die Produktion 
sind Dienstleistungen personengebunden, 

also schlechter durch Maschinen zu erset-
zen. Die Jobs sind relativ sicher. Soweit der 
Vorteil.
Ohne Maschinen aber lässt sich auch ihre 
Produktivität schwerer verbessern, ihre 
Leistung pro Person. Ein wesentlicher Trei-
ber für Lohnsteigerungen wie in der Indus-
trie fällt damit aus. Denn wenn Fabrikwer-
ker jedes Jahr dank technischer Hilfe mehr 
Autos herstellen, kann die Firma ihren 
Lohn erhöhen, ohne dass ihre Kosten [pro 
Stück] steigen. Wenn dagegen Köche nicht 
mehr Mahlzeiten kochen und Altenpfleger 
nicht mehr Alte pflegen als zuvor, steigert 
mehr Lohn die Kosten. […]
Dabei gäbe es Möglichkeiten, die Bezah-
lung […] zu verbessern. Der Koch kann zwar 
nicht viel mehr Mahlzeiten kochen als im 
Jahr zuvor, ohne die Qualität zu reduzieren. 
Er kann aber produktiver sein, indem er le-
ckerer oder gesünder kocht, also die Quali-
tät steigert – wofür der Kunde womöglich 
mehr zahlt. Hier aber zeigen sich Differen-
zen zur Industrie. Während Kunden ständig 
mehr für Neuwagen zahlen, die ihnen Her-
steller als Premium suggerieren, zögern sie 
im Restaurant oder beim Friseur. Geiz ist 
geil – und zerstört Fourastiés Hoffnung, 
Konsumenten würden bereitwillig für indi-
vidualisierten Konsum von Diensten zah-
len. […] Es liegt [also auch] an den Bürgern, 
ob sie als Konsumenten […] verhindern, 
dass sich die Unterschiede in der Gesell-
schaft noch vergrößern […].

Alexander Hagelüken, Süddeutsche Zeitung, 
25./26.11.2017

  Fassen Sie Hagelükens Aussagen zur Entlohnung im Dienstleistungssektor zusam-
men.

2  Erklären Sie die Entwicklung des Dienstleistungssektors in Deutschland. Beziehen Sie 
sich dabei auch auf die Drei-Sektoren-Hypothese.

3  „Es liegt [also auch] an den Bürgern, ob sie als Konsumenten […] verhindern, dass sich 
die Unterschiede in der Gesellschaft noch vergrößern.“ Überprüfen Sie diese Annahme 
Hagelükens.

Aufgaben

Die Klausur bezieht 
sich auf Inhalte von 
Kapitel 1.

Bearbeitungszeit 
(insg.): 90 Minuten

Zur Methode  
„Texte strukturiert 
zusammenfassen“
g vgl. Kap. 1.1.4

Konjunktur-
boom
auch: Hochkon-
junktur; Phase mit 
(weitgehender) 
Auslastung der 
Produktionskapazi-
täten in einer 
Volkswirtschaft 
sowie (sehr) hohem 
Beschäftigungs-
stand, tendenziell 
steigenden Löhnen 
und Preisen
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Lösungsskizze Formulierungshilfen

Aufgabe 1

•  Der Einleitungssatz sollte neben den Formalia (Autor, Erscheinungsmedium 
und -datum, Textsorte) die Kernaussage/n des Textes enthalten. Beachten Sie 
dabei aber unbedingt – falls vorhanden – den Fokus der Aufgabenstellung 
(hier „Entlohnung im Dienstleistungssektor“)

•  Zu referierende Hauptaussagen sind:

•  Der Soziologie Jean Fourastié habe in der Mitte des 20. Jahrhunderts 
– richtigerweise – angenommen, dass der tertiäre Sektor (Dienstleistungs-
sektor) gegenüber dem primären (Landwirtschaft) und dem sekundären 
(Industrie) expandieren werde.

•  Er vermutete, dass diese Verschiebung zu einer Abnahme harter körperlicher 
Arbeit und gleichzeitig zu einer deutlichen Zunahme der Einkünfte der 
Arbeitenden führen werde.

•  Allerdings haben sich die Einkünfte von Dienstleistenden erheblich ausdiffe-
renziert: Es gibt abhängig Beschäftigte und Selbstständige im tertiären Sektor 
mit überaus hohen Einnahmen. Gleichzeitig findet sich ein erheblicher Teil 
der Dienstleistenden in weit unten liegenden Einkommensbereichen.

•  Hierbei handelt es sich v.a. um Berufe im Verkauf, in der Gastronomie, der 
Pflege und um Paketdienstleister.

•  Die schlechten Löhne kämen zustande durch den Umstand, dass sich die 
Produktivität in diesen Bereichen kaum durch verbesserten Maschineneinsatz 
erhöhen lasse.

•  Außerdem seien die deutschen Kunden nicht bereit, für verbesserte Dienst-
leistungsqualität mehr zu bezahlen.

•  Einleitung mit Nennung der 
Kernaussage:  
In seiner Kurzanalyse der Entwicklung 
der Wirtschaftssektoren in Deutsch-
land, erschienen in der Süddeutschen 
Zeitung vom 25./26.11.2017, stellt 
Alexander Hagelüken u.a. dar, dass 
sich die Bezahlung in Dienstleistungs-
berufen heutzutage stark ausdifferen-
ziert habe.

•  Wiedergabe der Kernaussagen/-
thesen/-argumente:  
Der Verfasser legt dar/führt aus/
begründet/erklärt dies mit/erläutert/
betont/beweist/belegt/untermauert/
plausibilisiert/stützt dies mit/zieht 
dazu heran/zeigt auf/führt zusammen/
argumentiert/grenzt sich ab von...

•  Sprachliche Mittel zur Verknüp-
fung von referierten Gesichtspunk-
ten können sein:  
Zum ersten... zum zweiten.../
darüber hinaus/ ergänzend/damit 
zusammenhängend/diesen Gedanken  
weiterführend/zentral für den 
Verfasser ist/daneben/außerdem

Aufgabe 2

•  Sie können zu Beginn einen kurzen Überblick über die Struktur Ihrer 
Aufgabenlösung geben.

•  Zunächst sollte die Drei-Sektoren-Hypothese in Grundzügen erklärt werden:

•  Bei den drei Wirtschaftssektoren handelt es sich um „Land- und Forstwirt-
schaft/Fischerei“ (primärer Sektor), „Industrie“ (sekundärer) und den 
„Dienstleistungssektor“ (tertiärer).

•  Die Anteile, den die drei Sektoren jeweils an einer gesamten Volkswirtschaft 
haben, bemessen sich erstens an der Zahl der Beschäftigten im jeweiligen 
Sektor sowie zweitens am Anteil des jeweiligen Sektors an der volkswirt-
schaftlichen Leistung (Bruttoinlandsprodukt).

•  Die Hypothese besteht nun darin, dass sich eine Volkswirtschaft mit fortschrei-
tender Entwicklung immer weiter von der Dominanz des primären („Agrarge-
sellschaft“) über die des sekundären („Industriegesellschaft“) zu einer 
Vorherrschaft des tertiären Sektors („Dienstleistungsgesellschaft“) bewegt.

•  (Manche Autoren behaupten, dass sich ein vierter Sektor etabliert habe –  
Information – und dass die heutige Gesellschaft sich auf dem Weg in die 
„Informationsgesellschaft befinde.)

•  Die von Hagelüken dargestellte Entwicklung des Dienstleistungssektors 
untermauert die Drei-Sektoren-Hypothese:

•  In Deutschland stieg der Anteil des Dienstleistungssektors zwischen 1850 und ca. 
1950 lediglich stetig von ca. 10% auf ca. 20%. Aber zwischen 1950 und 2010 stieg

Möglicher Struktur-Überblick:  
In einem ersten Schritt werde ich die 
Drei-Sektoren-Hypothese in ihren 
Grundzügen darstellen, um dann in 
einem zweiten Schritt mit deren Hilfe 
die konkrete Entwicklung des 
Dienstleistungssektors in der 
Bundesrepublik Deutschland zu 
erklären.
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Serviceanhang  
Am Ende des Buches finden die Schülerinnen und Schüler viele hilfreiche Ange-
bote, mit denen sie selbstständiges, strukturiertes Arbeiten einüben und sich auf 
die Herausforderungen der Qualifikationsphase vorbereiten können: Beschrei-
bung der erwarteten Leistung zu allen Operatoren des niedersächsischen Zent-
ralabiturs, Hinweise zur Bearbeitung von Aufgabenstellungen, eine Musterklau-
sur mit Erwartungshorizont und Formulierungshilfen sowie ein Methoden- 
glossar.

Kompetenzen anwenden 
Kompetenzseiten runden die Kapitel ab. 
Mit diesen können die Schülerinnen und 
Schüler die am Kapitelanfang formu-
lierten Kompetenzen an komplexen 
Aufgabenstellungen zeigen und weiter 
ausbauen.


